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Norm

AIVG §10
AIVG §38
B-VG Art133 Abs4
VWGVG §8a

1. AIVG Art. 2 § 10 heute
AIVG Art. 2 § 10 gultig ab 01.01.2014 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 3/2013
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 104/2007
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2005 bis 31.12.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 77/2004
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.05.1996 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.08.1993 bis 30.06.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 502/1993
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.08.1989 bis 31.07.1993zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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. AIVG Art. 2 § 38 heute
AIVG Art. 2 § 38 gliltig ab 22.12.1977

N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. VWGVG § 8a heute
2. VWGVG § 8a gultig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 8a gultig von 01.01.2017 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
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Spruch

W198 2285580-2/3E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Karl SATTLER als Einzelrichter

Uber den Antrag von XXXX vom XXXX , auf Bewilligung der Verfahrenshilfe fir das Beschwerdeverfahren gegen die
Beschwerdevorentscheidung des AMS, Wien Wahringer Gurtel vom 22.12.2023, GZ XXXX , betreffend Anspruchsverlust
der Notstandshilfe beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Karl SATTLER als
Einzelrichter

Uber den Antrag von romisch 40 vom rémisch 40, auf Bewilligung der Verfahrenshilfe fur das Beschwerdeverfahren
gegen die Beschwerdevorentscheidung des AMS, Wien Wahringer Gurtel vom 22.12.2023, GZ rémisch 40, betreffend
Anspruchsverlust der Notstandshilfe beschlossen:

A) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemaf3 8 8a VwWGVG abgewiesen.

A) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemaf} Paragraph 8 a, VwGVG abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
B) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig.

Text

Begrundung:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid des AMS, Wien Wahringer Gurtel (im Folgenden: AMS) vom 27.09.2023,

VSNR XXXX , wurde festgestellt, dass XXXX (im Folgenden: Verfahrenshilfewerber bzw. Antragsteller) den Anspruch auf
Notstandshilfe gemafl

§ 38 iVm 8 10 AIVG fur den Zeitraum 13.09.2023 bis 24.10.2023 verloren hat. Begriindend wurde ausgefuhrt, dass der
nunmehrige Antragsteller durch sein Verhalten das Zustandekommen einer vom AMS zugewiesenen, zumutbaren
Beschaftigung bei der Firma XXXX vereitelt habe. Griinde fur eine Nachsicht der Rechtsfolgen lagen nicht vor bzw.
kénnten nicht bertcksichtigt werden.1. Mit Bescheid des AMS, Wien Wahringer Gurtel (im Folgenden: AMS) vom
27.09.2023,

VSNR rémisch 40, wurde festgestellt, dass rémisch 40 (im Folgenden: Verfahrenshilfewerber bzw. Antragsteller) den
Anspruch auf Notstandshilfe gemaf

§ 38 in Verbindung mit Paragraph 10, AIVG fir den Zeitraum 13.09.2023 bis 24.10.2023 verloren hat. Begrindend
wurde ausgeflihrt, dass der nunmehrige Antragsteller durch sein Verhalten das Zustandekommen einer vom AMS
zugewiesenen, zumutbaren Beschaftigung bei der Firmarémisch 40 vereitelt habe. Grinde flr eine Nachsicht der
Rechtsfolgen lagen nicht vor bzw. kdnnten nicht berucksichtigt werden.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Antragsteller mit am 25.10.2023 eingelangtem Schreiben vom 24.10.2023
fristgerecht Beschwerde. Darin fuhrt er aus, am 13.09.2023 ordnungsgemall am Bewerbungstag teilgenommen zu
haben, schilderte den erfolgten Ablauf in Bezug auf die ihm angebotene Stelle in einem Callcenter und bekraftigte,
diese keinesfalls verweigern bzw. vereiteln haben zu wollen. Die geleistete Unterschrift unter dem Wortlaut
.verweigert”

sei versehentlich erfolgt.


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/8a

3. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 22.12.2023, GZ XXXX wurde die Beschwerde des Antragstellers abgewiesen.3.
Mit Beschwerdevorentscheidung vom 22.12.2023, GZrdmisch 40wurde die Beschwerde des Antragstellers
abgewiesen.

4. Mit Schreiben vom 02.01.2024 stellte der Verfahrenshilfewerber fristgerecht einen Antrag auf Vorlage.
5. Am 30.01.2024 langte die Beschwerdevorlage des AMS beim Bundesverwaltungsgericht ein.

6. AmXXXX stellte der Verfahrenshilfewerber den verfahrensgegenstandlichen Antrag auf Bewilligung der
Verfahrenshilfe, welcher mit 20.08.2024 am Bundesverwaltungsgericht einlangte.6. Amromisch 40 stellte der
Verfahrenshilfewerber den verfahrensgegenstandlichen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe, welcher mit
20.08.2024 am Bundesverwaltungsgericht einlangte.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der dargestellte Verfahrensgang wird zum festgestellten Sachverhalt erhoben.

2. Beweiswurdigung:

Der dargestellte Verfahrensgang ist aktenkundig und nicht strittig.

3. Rechtliche Beurteilung:

1. Gemall 8 6 BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemall 8 56 Abs. 2 AIVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Bescheide einer
Geschéftsstelle des Arbeitsmarktservice durch einen Senat. Gem. 8 9 BVwWGG leitet der Vorsitzende die Geschafte des
Senates und fuhrt das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei erforderlichen Beschlisse bedlrfen keines
Senatsbeschlusses. 1. GemalR Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal} Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden gegen Bescheide
einer Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice durch einen Senat. Gem. Paragraph 9, BVWGG leitet der Vorsitzende die
Geschdfte des Senates und fuhrt das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei erforderlichen Beschlisse bedurfen

keines Senatsbeschlusses.

Die Entscheidung Uber die Gewahrung von Verfahrenshilfe obliegt dem - dem im Bescheidbeschwerdeverfahren

zustandigen Senat - vorsitzenden Richter.
Zu A) Abweisung des Antrags auf Bewilligung der Verfahrenshilfe:

2.1. Die im vorliegenden Fall anzuwendende Rechtsvorschrift des VWGVG,BGBI. | Nr. 33/2013 idF BGBI. | Nr. 24/2017,
lautet: 2.1. Die im vorliegenden Fall anzuwendende Rechtsvorschrift des VwWGVG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33
aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus 2017,, lautet:

Verfahrenshilfe

§ 8a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist einer Partei Verfahrenshilfe zu
bewilligen, soweit dies auf Grund des Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C
83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist, die Partei auBerstande ist, die Kosten der FUhrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Juristischen Personen ist Verfahrenshilfe
sinngemal mit der MalRgabe zu bewilligen, dass an die Stelle des Bestreitens der Kosten der Fihrung des Verfahrens
ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts das Aufbringen der zur Fihrung des Verfahrens erforderlichen
Mittel durch die Partei oder die an der Fihrung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten tritt.Paragraph 8 a, (1) Soweit
durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist einer Partei Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit dies
auf Grund des Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
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Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, oder des Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr.
C 83 vom 30.03.2010 Sitzung 389, geboten ist, die Partei aulBerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Juristischen Personen ist Verfahrenshilfe
sinngemal mit der Mal3gabe zu bewilligen, dass an die Stelle des Bestreitens der Kosten der Fuhrung des Verfahrens
ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts das Aufbringen der zur Fihrung des Verfahrens erforderlichen
Mittel durch die Partei oder die an der Fihrung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten tritt.

(2) Soweit in diesem Paragraphen nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen und die Wirkungen der
Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung - ZPO, RGBI. Nr. 113/1895, zu
beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schliel3t das Recht ein, dass der Partei ohne weiteres Begehren zur
Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des Vorlageantrags, des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens
oder des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei der Verhandlung ein
Rechtsanwalt beigegeben wird.

(3) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. Er ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der
Behorde, ab Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Fir Verfahren Uber Beschwerden gemaf
Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.(3) Der Antrag auf
Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. Er ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der Behorde, ab
Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Fir Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130,
Absatz eins, Ziffer 2, B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

(4) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe kann ab Erlassung des Bescheides bzw. ab dem Zeitpunkt, in dem
der Betroffene Kenntnis von der Austbung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt
hat, gestellt werden. Wird die Bewilligung der Verfahrenshilfe zur Abfassung und Einbringung einer
Saumnisbeschwerde beantragt, kann dieser Antrag erst nach Ablauf der Entscheidungsfrist gestellt werden. Sobald
eine Partei Sdumnisbeschwerde erhoben hat, kann der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe auch von den
anderen Parteien gestellt werden.

(5) In dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist die Rechtssache bestimmt zu bezeichnen, fir die die
Bewilligung der Verfahrenshilfe begehrt wird.

(6) Die Behorde hat dem Verwaltungsgericht den Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe und die Akten des
Verfahrens unverziglich vorzulegen. Hat das Verwaltungsgericht die Bewilligung der Verfahrenshilfe beschlossen, so
hat es den Ausschuss der zustdndigen Rechtsanwaltskammer zu benachrichtigen, damit der Ausschuss einen
Rechtsanwalt zum Vertreter bestelle. Dabei hat der Ausschuss Wiinschen der Partei zur Auswahl der Person des
Vertreters im Einvernehmen mit dem namhaft gemachten Rechtsanwalt nach Méglichkeit zu entsprechen.

(7) Hat die Partei innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung der Verfahrenshilfe beantragt, so beginnt fir sie die
Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss Uber die Bestellung des Rechtsanwalts zum
Vertreter und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag abgewiesen, so
beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. Entsprechendes
gilt fur die Fristen, die sich auf die sonstigen in Abs. 2 genannten Antrage beziehen.(7) Hat die Partei innerhalb der
Beschwerdefrist die Bewilligung der Verfahrenshilfe beantragt, so beginnt fir sie die Beschwerdefrist mit dem
Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss Uber die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter und der
anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag abgewiesen, so beginnt die
Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. Entsprechendes gilt fur die
Fristen, die sich auf die sonstigen in Absatz 2, genannten Antrage beziehen.

(8) Die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter erlischt mit dem Einschreiten eines Bevollmachtigten.
(9) In Verfahrenshilfesachen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht zulassig.

(10) Der Aufwand ist von jenem Rechtstrager zu tragen, in dessen Namen das Verwaltungsgericht in der Angelegenheit
handelt.”

2.2. GemaR§& 8a Abs. 1 VWGVG ist, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist,
Verfahrenshilfe einer Partei zu gewahren, soweit dies auf Grund des
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Art. 6 Abs. 1 EMRK oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union,

ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist. Durch den Verweis auf Art. 6 Abs. 1 EMRK und Art. 47 GRC ist
sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Anforderungen des Europaischen
Menschenrechtsschutzes entspricht

(vgl. RV 1255 BIgNR 25. GP, 2ff, welche auf VwWGH 03.09.2015,Ro 2015/21/0032 verweisen).2.2. Gemal Paragraph 8 a,
Absatz eins, VWGVG ist, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, Verfahrenshilfe einer
Partei zu gewahren, soweit dies auf Grund des

Art. 6 Absatz eins, EMRK oder des Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union,

ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 Sitzung 389, geboten ist. Durch den Verweis auf Artikel 6, Absatz eins, EMRK und Artikel
47, GRC ist sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Anforderungen des
Europaischen Menschenrechtsschutzes entspricht

(vgl. Regierungsvorlage 1255 BIgNR 25. GP, 2ff, welche auf VwWGH 03.09.2015,Ro 2015/21/0032 verweisen).

2.3. Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte ist dabei nicht erforderlich, dass
Verfahrenshilfe in allen erdenklichen Verfahren zu gewahren ist. Vielmehr ist eine Prifung im Einzelfall vorzunehmen.
Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Prifungsbeschluss, der zur Aufhebung des § 40 VwWGVG fuhrte

(vgl. VfSlg. 19.989/2015), die Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte dahingehend
zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht nicht blo3 theoretisch und illusorisch, sondern effektiv
gewahrleistet sein musse"; in jenen Fallen, in denen es "unentbehrlich sei, dass der Partei eines Verfahrens ein
unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," muisse ein solcher beigestellt werden.2.3. Nach der
Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte ist dabei nicht erforderlich, dass Verfahrenshilfe
in allen erdenklichen Verfahren zu gewahren ist. Vielmehr ist eine Prifung im Einzelfall vorzunehmen. Der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Prifungsbeschluss, der zur Aufhebung des Paragraph 40, VWGVG flhrte

(vgl. VfSlg. 19.989/2015), die Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fiur Menschenrechte dahingehend
zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht nicht blo3 theoretisch und illusorisch, sondern effektiv
gewahrleistet sein musse"; in jenen Fallen, in denen es "unentbehrlich sei, dass der Partei eines Verfahrens ein
unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," musse ein solcher beigestellt werden.

2.4.1 Fur diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien maf3geblich. Das sind zum einen Kriterien, die sich auf die
Person der Parteien beziehen, namlich ihre Vermdgensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im Verkehr mit Behoérden;
zum anderen auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, ndmlich die Erfolgsaussichten, die
Komplexitat des Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit fir die Parteien (vgl. 1255 BIgNR 25. GP, 2 ff.).2.4.1 Fur
diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien maf3geblich. Das sind zum einen Kriterien, die sich auf die Person der
Parteien beziehen, namlich ihre Vermogensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im Verkehr mit Behdrden; zum anderen
auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, namlich die Erfolgsaussichten, die Komplexitat des
Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit fir die Parteien vergleiche 1255 BIgNR 25. GP, 2 ff.).

2.4.1.1. Seine Fahigkeiten im Verkehr mit Behdrden stellte der Antragsteller bereits in Bezug auf die fristgerecht
eingebrachte Beschwerde gegen den Bescheid der belangten Behdrde vom 27.09.2023, sowie den Vorlageantrag
gegen die Beschwerdevorentscheidung vom 22.12.2023 unter Beweis, die samtlichen Formvorschriften entspricht und
in der eine individuelle und konkrete Begriindung betreffend die Rechtswidrigkeit des Bescheides abgegeben wurde.

Auch in seinen zahlreichen Eingaben an das Gericht stellte der Beschwerdefiihrer seine Fahigkeit in der Verfolgung
seiner Rechtssache unter Beweis, indem er etwa Zeugenantrage mittels eingeschriebenem Schreiben stellte und dafur
auch die Bestellung eines Dolmetschers beantragte (OZ 19 des Gerichtsaktes) und dartber hinaus auch den
Sachverhalt nachvollziehbar (aus seiner Sicht) darlegen konnte (OZ 6 des Gerichtsaktes).

2.4.1.2. Eine Komplexitat des Falles in einer Weise, dass der Antragsteller nach Einbringung der Beschwerde bzw. des
Vorlageantrages insbesondere in einer mindlichen Verhandlung anwaltlich vertreten sein musste, ist nicht gegeben,
zumal die mundliche Verhandlung der Ermittlung des wahren Sachverhalts dient und vorliegend vorrangig zu ermitteln
bzw.

zu klaren ist, ob der Antragsteller durch sein Verhalten das Zustandekommen einer vom AMS zugewiesenen,
zumutbaren Beschaftigung bei der Firma XXXX vereitelt habe und es sich bei der geleisteten Unterschrift um ein
Versehen gehandelt hat. Es sind somit reine Tatsachenfragen zu klaren und ist nicht zu erkennen, dass der
Antragsteller die wahren Verhaltnisse dem erkennenden Gericht nicht ohne anwaltlichen Beistand darzulegen vermag
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(wie bereits oben dargelegt).2.4.1.2. Eine Komplexitat des Falles in einer Weise, dass der Antragsteller nach Einbringung
der Beschwerde bzw. des Vorlageantrages insbesondere in einer mundlichen Verhandlung anwaltlich vertreten sein
musste, ist nicht gegeben, zumal die muindliche Verhandlung der Ermittlung des wahren Sachverhalts dient und
vorliegend vorrangig zu ermitteln bzw.

zu klaren ist, ob der Antragsteller durch sein Verhalten das Zustandekommen einer vom AMS zugewiesenen,
zumutbaren Beschaftigung bei der Firma romisch 40 vereitelt habe und es sich bei der geleisteten Unterschrift um ein
Versehen gehandelt hat. Es sind somit reine Tatsachenfragen zu kldren und ist nicht zu erkennen, dass der
Antragsteller die wahren Verhaltnisse dem erkennenden Gericht nicht ohne anwaltlichen Beistand darzulegen vermag
(wie bereits oben dargelegt).

Eine etwaige erforderliche Manuduktion in der Verhandlung, z.B. wann die Aussage verweigert werden darf, erfolgt
durch den erkennenden Richter, weshalb der Antragsteller durch die Nichtbeigebung eines Rechtsanwaltes auch
dahingehend keinerlei Nachteile erfahrt.

2.4.1.3. Da es sich bei der Notstandshilfe um eine Versorgungsleistung handelt, ist zwar die Bedeutung der
Angelegenheit fur den Antragsteller zweifelsohne als gro3 einzustufen, angesichts der obigen Ausfihrungen, sind aber
keine besonderen rechtlichen oder tatsachlichen Schwierigkeiten zu erwarten, die eine rechtsanwaltliche Vertretung
erforderlich machen.

2.4.1.4. Angesichts des Umstandes, dass der dem Verfahren zu Grunde liegende Sachverhalt abzuklaren ist, kdnnen
zum gegebenen Zeitpunkt keine Aussagen zu etwaigen Erfolgsaussichten getroffen werden, weil dies letztendlich von
der Glaubwdrdigkeit der einzuvernehmenden Zeugen und dem persdnlichen Eindruck des erkennenden Senats in der
mundlichen Verhandlung abhangt.

2.4.1.5. Zusammenfassend ergibt sich, dass im vorliegenden Fall Verfahrenshilfe auch auf Grund des Art. 6 Abs. 1
EMRK oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union nicht geboten ist.2.4.1.5.
Zusammenfassend ergibt sich, dass im vorliegenden Fall Verfahrenshilfe auch auf Grund des Artikel 6, Absatz eins,
EMRK oder des Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union nicht geboten ist.

2.5.1. Verfahrenshilfe ist gemaR & 8a Abs. 1 VWGVG nur dann vorgesehen, wenn beide Voraussetzungen, namlich dass
diese geboten ist und die Partei aulRerstande ist, die Kosten der Fiihrung des Verfahrens ohne Beeintrachtigung des
notwendigen Unterhalts zu bestreiten, kumulativ vorliegen.2.5.1. Verfahrenshilfe ist gemal Paragraph 8 a, Absatz eins,
VwWGVG nur dann vorgesehen, wenn beide Voraussetzungen, namlich dass diese geboten ist und die Partei
auBerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu
bestreiten, kumulativ vorliegen.

2.5.2. Da - wie oben ausgefiihrt - im vorliegenden Fall Verfahrenshilfe zur Vertretung bei der Verhandlung auf Grund
des Art. 6 Abs. 1 EMRK oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union nicht geboten ist, ertbrigt
sich im Weiteren eine Prufung, ob der Antragsteller auRerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts bestreiten zu kdnnen.2.5.2. Da - wie oben ausgeflhrt - im vorliegenden
Fall Verfahrenshilfe zur Vertretung bei der Verhandlung auf Grund des Artikel 6, Absatz eins, EMRK oder des Artikel 47,
der Charta der Grundrechte der Europaischen Union nicht geboten ist, erlbrigt sich im Weiteren eine Prifung, ob der
Antragsteller aul3erstande ist, die Kosten der FlUhrung des Verfahrens ohne Beeintrachtigung des notwendigen
Unterhalts bestreiten zu kénnen.

Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe war daher spruchgemaf abzuweisen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung (verwiesen
wird hierzu auf VwGH 11.09.2019, Ro 2018/08/0008-3); weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung (verwiesen wird hierzu auf VwGH 11.09.2019, Ro
2018/08/0008-3); weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage

vor.
Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.
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